
Wir rufen auf zu den Protesten gegen die NATO-"Sicherheits"-Konferenz  am Samstag,
dem 18. Februar 2017!

Frieden statt NATO – Nein zum Krieg!
Geht mit uns auf die Straße

am Samstag, 18. Februar 2017!
( http://sicherheitskonferenz.de/de/Aufruf-SiKo-Proteste-2017 )

Auf  der  sogenannten  Münchner  Sicherheitskonferenz  (SIKO)  im  Februar  2017  ver-
sammeln sich die politischen, wirtschaftlichen und militärischen Machteliten, vor allem aus
den NATO-Staaten, den Hauptverantwortlichen für das Flüchtlingselend, für Krieg, Armut
und ökologische Katastrophen. Ihnen geht es – entgegen ihrer Selbstdarstellung – weder
um die friedliche Lösung von Konflikten, noch um Sicherheit für die Menschen auf dem
Globus, sondern um die Aufrechterhaltung ihrer weltweiten Vorherrschaft und um die Pro-
fitinteressen multinationaler Konzerne.

Vor allem aber ist die SIKO ein Propaganda-Forum zur Rechtfertigung der NATO, ihrer
Milliarden-Rüstungsausgaben  und  ihrer  auf  Lügen  aufgebauten  völkerrechtswidrigen
Kriegseinsätze, die der Bevölkerung als „humanitäre Interventionen“ verkauft werden. 

Das Kriegsbündnis NATO
ist eine Bedrohung für die ganze Menschheit

Die NATO-Staaten schützen Handelswege statt Menschenrechte, bekämpfen die Flüch-
tenden statt die Fluchtursachen. Sie sichern den Reichtum der Reichen statt Nahrung für
Alle, schüren Konflikte und fördern den Terrorismus. Die NATO setzt auf das Recht des
Stärkeren. Seit dem Angriffskrieg gegen Jugoslawien – unter grundgesetzwidriger Beteili-
gung Deutschlands – brechen die NATO-Staaten das Völkerrecht. Ihr vorgeblicher „Anti“-
Terrorkrieg ist nichts anderes als blanker Terror. Der Drohnenkrieg der US-Regierung ist
illegale Lynchjustiz, Mord auf Verdacht und hat bereits zehntausenden Unschuldigen das
Leben gekostet.

Kaum ein Land, das sich nicht bedingungslos den Spielregeln der imperialistischen Staa-
ten unterwirft,  ist sicher vor „westlichen“ Militärinterventionen. Der verheerende Krieg in
Syrien und das Erstarken des IS nach dem Irakkrieg sind das Ergebnis der von den USA,
der  NATO,  der  EU  und  ihren  regionalen  Verbündeten  betriebenen  Politik  des  „Re-
gime-Change“. Ihre Kriege in Afghanistan, Irak und Libyen und ihre Wirtschaftssanktionen
haben diese Staaten zerschlagen und die Lebensgrundlagen der Menschen zerstört. 
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Schluss mit dem Krieg in Syrien

Der von den NATO-Staaten offen angestrebte Sturz der syrischen Regierung, ihre militäri -
sche Unterstützung reaktionärster Kräfte und ausländischer Söldnerbanden ist ein Bruch
der Charta der Vereinten Nationen. In einem doppelten Spiel benutzt der NATO-Staat Tür-
kei den Krieg in Syrien für seinen jahrzehntelangen Krieg gegen die Kurden, der in brutaler
Weise intensiviert wird, um insbesondere das basisdemokratische Projekt Rojava in Nord-
syrien zu vernichten. Zudem erhöht die NATO-Militärintervention die Gefahr einer direkten
Konfrontation zwischen den USA und Russland und hat das Potenzial einer nuklearen Ka-
tastrophe für die ganze Welt.

Der Bombenkrieg, der tausende zivile Opfer fordert, muss von allen Seiten beendet wer-
den. Frieden in Syrien kann nicht mit Bomben, sondern nur durch eine politische Lösung
mit den vom Krieg betroffenen Menschen erreicht werden. Sie brauchen eine lebenswerte
Perspektive, damit sie dem IS jegliche Unterstützung entziehen.

Schluss mit der militärischen Mobilmachung 
gegen Russland

Die NATO hat ihr altes Feindbild wiederbelebt und einen brandgefährlichen Konfrontati-
onskurs in Gang gesetzt. Sie rückt bis an die Grenzen Russlands vor: Die dauerhafte Prä-
senz von NATO-Truppen, mit der Vorverlagerung von Panzern und Kampfflugzeugen in
die drei baltischen Staaten und Polen, die Aufstellung einer „Schnellen Eingreiftruppe“, die
militärische Aufrüstung Kiews und die NATO-Manöver in Osteuropa dienen der Kriegsvor-
bereitung. Mit der sogenannten Raketenabwehr wollen sich die USA die risikolose atoma-
re Erstschlagsfähigkeit gegen Russland verschaffen.

Deutschland ist bei jedem Krieg dabei

Unter Bruch der Verfassung ist Deutschland die militärische Drehscheibe für die US- und
NATO-geführten Aggressionskriege. Auf deutschem Boden befinden sich die wichtigsten
NATO- und US- Kommandozentralen. Vom US-Militärstützpunkt Ramstein werden Waf-
fen- und Truppentransporte abgewickelt, Kampfeinsätze gestartet und der Einsatz der Kil-
lerdrohnen gelenkt. Die Bundeswehr ist an allen NATO-Kriegen direkt oder indirekt betei-
ligt und wird zu diesem Zweck militärisch hochgerüstet.

Die Bundesregierung hat angekündigt,  in den nächsten 15 Jahren zusätzlich 130 Mrd.
Euro in die Ausrüstung und Bewaffnung der Bundeswehr zu stecken und darüber hinaus
schrittweise die jährlichen Militärausgaben von heute 34,3 Mrd. auf 2% des BIP, rund 70
Mrd. Euro erhöhen.

Im Jahr 2015 wurden von der Bundesregierung Rüstungsexporte in Höhe von 12,81 Mrd.
genehmigt  und  im  Vergleich  zum  Vorjahr  beinahe  verdoppelt  (Rüstungsexportbericht
2015).

Autoritäre und reaktionäre Regime wie die Türkei, Saudi Arabien und Katar sind bevorzug-
te  Kunden  der  deutschen  Rüstungskonzerne.  Das  Geschäft  mit  dem  Tod  blüht.
Im Verein mit den Atommächten USA, Russland, Großbritannien, Frankreich und Israel
blockiert die Bundesregierung in der UNO Verhandlungen über ein Verbot aller Atomwaf-
fen. Die in der Bundesrepublik stationierten US-Atomwaffen, die derzeit für erweiterte Ein-
satzfähigkeiten  „modernisiert“,  bzw.  zu  weitgehend  neuen  Waffen  umgerüstet  werden,
sind Bestandteil der US- und NATO-Atomkriegsstrategie, an der auch die Bundesregie-
rung – entgegen ihrer Lippenbekenntnisse zur atomaren Abrüstung – festhält.
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Dagegen ist Widerstand angesagt. 
Krieg darf kein Mittel der Politik sein!

• Wir sagen Nein zur Aufrüstung der Bundeswehr, zur Produktion von Kriegs-
waffen und zu Rüstungsexporten. Sofortiger Stopp der Waffenlieferungen an
die Türkei, an Saudi-Arabien und Katar! Die Milliarden für Rüstung und Krieg
müssen für soziale Zwecke verwendet werden. 

• Atomwaffen  raus  aus  Deutschland!  Die  nukleare  Komplizenschaft  mit  den
USA muss beendet werden. Die Bundesregierung muss die Bereitstellung der
Tornado-Flugzeuge  und das Training  der  Bundeswehr  für  den Einsatz  der
Atomwaffen beenden und den Stationierungsvertrag für die Lagerung der US-
Atomwaffen kündigen. 

• Schluss mit allen Auslandseinsätzen der Bundeswehr! Raus aus der NATO
und den Militärstrukturen der EU. Auflösung aller US- und NATO- Militärstütz-
punkte. Bundeswehr abschaffen. 

• Keine  Beteiligung  Deutschlands  am Konfrontationskurs  gegen  Russland  –
weder an Kriegsmanövern, noch an der Militärpräsenz in Osteuropa. Frieden
in Europa gibt es nur mit und nicht gegen Russland. 

• Solidarität  mit  den  Flüchtlingen.  Schutz  und  Sicherheit  für  alle  Opfer  aus
Kriegsgebieten und den von Hunger, Armut und Umweltzerstörung heimge-
suchten Ländern. Das Massensterben im Mittelmeer muss beendet werden.
Die Schutzsuchenden brauchen legale Einreisemöglichkeiten nach Europa. 

Als Teil einer weltweiten Widerstandsbewegung treten wir ein 
für Frieden und soziale Gerechtigkeit und rufen auf:

Kommt zur Demonstration gegen die Tagung der
NATO-Kriegsstrategen nach München

Samstag, 18. Februar 2017, 13.00 Stachus

AKTIONSBÜNDNIS GEGEN DIE NATO-SICHERHEITSKONFERENZ

________________________________________________________________________

Wir unterstützen den Aufruf und haben ihn textlich unverändert übernommen. Außerdem geben wir gern das
folgende Anliegen weiter: 

Liebe FriedensfreundInnen, am Samstag, d. 18.02.2017 nehmen wir wieder an der Protestkette der Anti-Si-
ko-Demo teil. Wie im letzten Jahr wollen wir mit 30 Menschen den Schriftzug "Wir weigern uns Feinde zu
sein" und auf der Rückseite "Frieden schaffen ohne Waffen" in die Kette platzieren.

Bisher haben sich 10 Personen bei mir gemeldet, die mitmachen möchten. Da uns das noch nicht reicht,
hab ich jetzt den Verteiler vergrößert und bitte alle diejenigen, die dabei sind, sich aber noch nicht zurückge -
meldet haben, mir möglichst bis So 12.2. Bescheid zu geben.

Danke, Johanna (Antworten an johanna@pfeffer.nl) 

 www.luftpost-kl.de 
VISDP: Wolfgang Jung, Assenmacherstr. 28, 67659 Kaiserslautern
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